
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin
Marion Caspers-Merk
vom 6. November 2008

Gemäß Gemeinsamer Geschäftsordnung der Bundesministerien heißt
es in § 29 Absatz 2:

„Der Deutsche Bundestag, das Bundeskanzleramt, die beteiligten
Bundesministerien sowie das Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung erhalten je einen Abdruck der an die Fragestellerin oder
den Fragesteller gerichteten Antwort auf die schriftliche und auf die
mündliche Frage, sofern diese schriftlich zu beantworten ist.“

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat Ihnen meine Ant-
wort bereits am 27. Oktober 2008 mittags per Telefax zugeleitet, also
einen Tag bevor die Agentur Reuters ihre Meldung veröffentlicht hat.

Das BMG hat die Namen der betroffenen Krankenkassen nicht veröf-
fentlicht und es ist dem BMG nicht bekannt, auf welchem Wege die
Agentur Reuters sich die Informationen beschafft hat.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung

60. Abgeordneter
Christian
Ahrendt
(FDP)

Wann und auf welche Tiefe ist die nächste
Ausbaggerung der Bundeswasserstraße Bar-
höft–Barth (Mecklenburg-Vorpommern) ge-
plant?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth
vom 15. Dezember 2008

Eine Unterhaltungsbaggerung der Bundeswasserstraße Barhöft–Barth
auf eine Fahrwassertiefe von 3 m wird im Jahr 2009 durchgeführt,
wenn die Stadt Barth eine Unterhaltungsbaggerung für ihren Hafen
und ihre Hafenzufahrt in 2009 vorsieht.

61. Abgeordneter
Christian
Ahrendt
(FDP)

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög-
lichkeit eines Durchstichs auf Fischland–
Darß–Zingst, z. B. in Höhe Zingst, um den
Hinterlandhafen Barth durch eine neue und
kürzere Bundeswasserstraße besser an die Ost-
see anzubinden und dadurch langfristige Kos-
ten für die chronisch notwendigen Ausbagge-
rungen der sehr viel längeren Bundeswasser-
straße Barhöft–Barth einzusparen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth
vom 15. Dezember 2008

Für die Herstellung eines Durchstichs auf Fischland–Darß–Zingst ist
das Land Mecklenburg-Vorpommern zuständig.

62. Abgeordneter
Alexander
Bonde
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wer übernimmt die Mehrkosten für das Pro-
jekt „Stuttgart 21“ (Bund, Land Baden-Würt-
temberg, Stadt Stuttgart, Deutsche Bahn AG),
nachdem der EU-Koordinator für die Magist-
rale Paris–Straßburg–Stuttgart–München–
Salzburg–Wien–Bratislava (TEN-T-Projekt 17)
Peter Balázs am 2. Dezember 2008 vor dem
Europäischen Parlament deutlich gemacht hat,
dass die bisher eingeplanten TEN-Mittel
(TEN: transeuropäische Netze für das Bahn-
hofsprojekt „Stuttgart 21“ seitens der EU
nicht zur Verfügung stehen werden?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth
vom 16. Dezember 2008

Eventuelle Mehrkosten für das Projekt „Stuttgart 21“ übernehmen
die Deutsche Bahn AG und das Land Baden-Württemberg. Der Bund
beteiligt sich finanziell mit einem gedeckelten Festbetrag in Höhe von
500 Mio. Euro der so genannten Sowiesokosten, der für die Einbin-
dung des Bedarfsplanvorhabens des Bundes „Neubaustrecke Wendlin-
gen–Ulm“ in den Knoten Stuttgart in jedem Fall erforderlich wäre.
Soweit TEN-Zuschüsse der Europäischen Union für „Stuttgart 21“ ge-
währt werden, fließen diese in vollem Umfang dem Bund zur Abde-
ckung seines Finanzierungsbeitrages zu.

63. Abgeordneter
Roland
Claus
(DIE LINKE.)

Wie hoch sind die von der Bundesregierung
aufzubringenden Finanzmittel für die Veran-
staltung am 9. Januar 2009, bei der der Bun-
desminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung und Beauftragte der Bundesregie-
rung für die neuen Bundesländer, Wolfgang
Tiefensee, Ost-West-Paare am Brandenburger
Tor und in der Akademie der Künste emp-
fängt, und welche inhaltlichen Anregungen für
seine Ostdeutschlandpolitik erhofft sich der
Bundesminister von der Aktion?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kasparick
vom 17. Dezember 2008

Im kommenden Jahr wird sich der Fall der Berliner Mauer zum
20. Mal jähren. Dies ist für die Bundesregierung und damit insbeson-
dere für den Beauftragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder Anlass, um an die Ereignisse der friedlichen Revolution von
1989 zu erinnern und den Stand der deutschen Einheit zu diskutieren.
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